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Editorial
Liebe Leserinnen und Leser,
das nächste Jahr ist ein ganz be­
sonderes der Universitätsgeschichte: 
Die Goethe-Uni wird 100 Jahre alt. 
Das ist im nationalen Vergleich für 
eine Hochschule eigentlich recht 
jung. Aber der Blick auf das zurück­
liegende Jahrhundert fördert viele 
dynamische, glanzvolle, sicherlich 
auch dunkle Seiten zutage.  Das Ju­
biläum ist zugleich aber auch ein 
geeigneter Anlass, die Gegenwart 
der Stiftungs-und Bürgeruniversität 
in Augenschein zu nehmen und da­
von ausgehend den Blick in die Zu­
kunft schweifen zu lassen. Die über 
60 Projekte des großen Jubiläums-
Programm, das sich gleichermaßen 
an Studierende, Mitarbeiter und 
Bürger der Stadt richtet, bieten da­
her auch facettenreiche Antworten 
auf die Frage, wie sich wohl For­
schen und Lehren an der dritt­
größten Uni Deutschlands in den 
nächsten Dekaden entwickeln und 
verändern wird. Wir freuen uns, 
Ihnen einige Höhepunkte des Jubi­
läumsjahres in diesem Heft vorstel­
len zu können (S. 12/13). Ich wün­
sche Ihnen viel Spaß bei der 
Lektüre!   Ihr Dirk Frank

Dialog mit den Studierenden
Universitätspräsident Prof. Werner Müller-Esterl analysiert die 
Ergebnisse der ersten Studierendenbefragung an der Goethe-Uni

Die Goethe-Universität hat sich als eine der ersten deut-
schen Universitäten dem Urteil ihrer Studierenden ge-
stellt: Die im Juni veröffentlichte repräsentative Umfrage 
ist eine der umfassendsten Studien, die es je an einer 
deutschen Universität gegeben hat. 40.000 Studierende 
waren an Deutschlands drittgrößter Universität eingela-
den, Auskunft zu geben über ihre persönlichen Präferen-
zen im Studium, aber auch, ihre Alma Mater in Bereichen 
wie Studien- und Prüfungsorganisation zu bewerten. 

Herr Müller-Esterl, was hat Sie persönlich bei den  
Ergebnissen der Befragung am meisten überrascht?
Überrascht hat mich zunächst einmal die hohe 
Beteiligung. Sicherlich haben wir viel Werbung 
gemacht, und das in ansprechender und mitunter  
auch witziger Form. Aber dass am Ende mehr als 
8500 Studierende an der Befragung teilnahmen, hatte 
ich nicht vermutet. Das entspricht 22 % der Gesamt­
studierendenzahl – für eine online-Befragung ist das 
ein sehr gutes Ergebnis! Eins hat mich besonders 
gefreut: 80 % unserer Studierenden  würden ein 
Studium an der Goethe-Universität weiterempfehlen! 
Es gab aber auch kritische Punkte: Fast die Hälfte aller 
Studierenden klagt über mangelnde Lern- und 
Arbeitsplätze. Hier müssen wir in Zusammenarbeit 
mit den Fachbereichen und den Studierenden 
Lösungen finden. 

24  % der Studierenden haben einen Migrationshintergrund, 
37 % kommen aus einem Nicht-Akademiker-Haushalt. Was 
bedeutet diese Heterogenität für die Universität, wie muss sie 
sich auf ihre unterschiedlichen Zielgruppen einstellen?
Auf die Herausforderungen einer heterogenen 
Studierendenschaft stellen wir uns mit unserem 

Diversitäts-Konzept schon seit geraumer Zeit ein. So 
verfügen wir etwa über unterschiedliche Beratungs­
angebote und Programme, die helfen, dass Studie­
rende mit Migrationshintergrund eine faire Chance 
bei uns haben; oder das Schreibzentrum, das Hilfe­
stellung beim wissenschaftlichen Schreiben bietet. 
Die detaillierte Auswertung der Studierendenbefra­
gung gibt uns nun die Chance, Zusammenhänge und 
Probleme noch klarer zu identifizieren und unsere 
Angebote entsprechend zu verbessern. Übrigens zeigt 
sich bei der Befragung auch, dass Studierende aus 
Nicht-Akademiker-Haushalten keineswegs mit hö­
herer Wahrscheinlichkeit beim Studium in zeitlichen 
Verzug geraten; das gilt leider nicht für Studierende 
mit Migrationshintergrund oder diejenigen, die ihr 
Studium selbst finanzieren müssen. 

Die Verfügbarkeit von Wohnheimplätzen (75 % negative 
Bewertungen) und das Wohnungsangebot (90 %) werden 
überwiegend schlecht bewertet. Sehen Sie langfristig die 
Möglichkeit einer Verbesserung der Wohnungssituation?
Die Wohnungssituation insbesondere für unsere 
Studierenden, die nicht aus der Region Frankfurt 
stammen, ist höchst problematisch; das spiegelt sich 
deutlich in den Ergebnissen der Umfrage wider. Als 
Universität können wir  keine eigenen Studierenden­
wohnheime betreiben; das ist Aufgabe des Studenten­
werks und anderer Träger. Die Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums ist gerade in einer Stadt wie Frankfurt 
besonders schwierig, schon weil sie viele Jahre lang 
sträflich vernachlässigt wurde. Eine Situation, in der 
weniger als 6 % der Studierenden einen Wohnheim­
platz in Anspruch nehmen können – der Bundes­
schnitt liegt etwa bei 11 % – ist schlicht und einfach 
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10Berufsziel Chefin?

Frauen zeigen eine geringere Führungs
motivation als Männer, so der Befund 
einer Studie. Vorbilder sind vonnöten, ein 
Coaching, gendersensible Kommunikation, 
aber auch eine bessere Vereinbarkeit von 
Beruf, Kindern und Privatleben. 

Neue Plagegeister in Flora  
und Fauna

Die Beifuß-Ambrosie und verschiedene 
Mückenarten sind Beispiele einer von 
Biowissenschaftlern beobachteten 
„Invasion“. Neue Verkehrsformen und 
Klimawandel begünstigen eine rasante 
Verbreitung.
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Essay: Mehr ökonomische 
Bildung!

Prof. Tim Engartner plädiert in seinem 
Essay „Aufklären statt verklären“ für eine 
ökonomische Bildung, die einen kritischen 
Blick auf Ursachen, Erscheinungsformen 
und Folgen der Finanzkrise ermöglicht und 
wichtige Anstöße zur individuellen 
Urteilsbildung gibt. 
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Foto: Tobias Koch

Unbekannte Wesen?
Universitätsweite Befragung ermöglicht 
neuen Blick auf Studentische Wünsche
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Zukunft der Hochschule – Hochschule der Zukunft?
Hessische Parteien positionieren sich in Diskussionsrunde an der Goethe-Universität 

Das Jahr 2013 steht im Zei­
chen von Bundestags- und 
Landtagswahlen. In Hes­

sen wird am 22. September dabei 
auch über unterschiedliche hoch­
schulpolitische Konzepte abge­
stimmt. Welche Positionen die ein­
zelnen Fraktionen im Landtag 
vertreten, war Anfang Juni Thema 
einer Diskussion auf dem Campus 
Westend. In der von Christine 
Burtscheidt und Olaf Kaltenborn 
moderierten Runde mit den  hoch­
schulpolitischen Sprechern aller im 
Landtag vertretenen Parteien wid­
mete man sich einleitend der Frage, 
wie Lehre dauerhaft finanziert 
werden kann. Während Rolf Mül­
ler (CDU) mit Hinweis auf den ak­
tuellen Wissenschaftsetat des Lan­
des („ den größten, den es je gab“) 
die Universitäten insgesamt gut 
ausgestattet sieht, plädierten die 
Vertreter von SPD, Grünen und 
Linken für eine Anhebung des 
Grundbudgets. „Pro Studierendem 
haben die Unis heute sogar weni­
ger Geld zur Verfügung als noch 
2008“, beklagte Janine Wissler 
(Linke). Dabei sei der Studieren­
denaufwuchs  kein „Zwischen­
hoch“, sondern ein dauerhafter. 
Matthias Büger (FDP) hielt dage­
gen: Die Mittelzuweisung pro Stu­
dierendem in Regelstudienzeit sei 
grundsätzlich richtig, jedoch benö­

tige man darüber hinaus qualita­
tive Kriterien. Büger machte sich 
für das Leistungsprinzip bei der 
Mittelvergabe stark, auch bei der 
Forschungsförderung. „Drittmittel 
sind nicht des Teufels“, warf Rolf 
Müller in die Runde. Ohne Dritt­
mittel kämen die Hochschulen 
heute nicht mehr aus. Kritisch be­
äugt dagegen die Linke die Ver­
pflichtung der Hochschulen per 
Gesetz, Drittmittel einzuwerben. 

„Hier wird die Autonomie zur Mo­
gelpackung.“ Ein Forschungspro­
gramm wie LOEWE, das nach Aus­
sage der beiden Vertreter der 

Hessischen Regierungskoalition 
nach Möglichkeit fortgeführt wer­
den soll, schränke tendenziell die 
Autonomie der Hochschulen ein, 
monierte auch Gernot Grumbach 
(SPD). Zusammen mit Daniel May 
(B90/Grüne) forderte Grumbach, 
die Förderung außeruniversitärer 
Forschungseinrichtungen zuguns­
ten der Universitäten zurückzufah­
ren. Konsens war bei den Vertre­
tern von CDU, FDP, SPD und B90/

Grüne, dass die Autonomie einer 
Stiftungsuniversität wie der Go­
ethe-Universität ein Gewinn für 
die Hochschullandschaft sei. Daniel 

May brachte die Idee ins Spiel, dass 
im Sinne eines Subsidiaritätsprin­
zips die Autonomie beim Bauen, 
wie sie der Goethe-Universität ein­
geräumt wird, allen Hochschulen 
gewährt wird. Grundsätzlich seien 
verschiedene Modelle von Univer­
sitäten vorstellbar, so Gernot 
Grumbach; Diskussionsbedarf gebe 
es allerdings noch bei der Frage, an 
welcher Stelle der Staat seine Zu­
ständigkeiten abgeben soll und 
welche Gremien an den Hochschu­
len gestärkt werden sollen. Ein gra­
vierender Dissens zeichnete sich 
dann bei der Bewertung der Hoch­
schulräte ab: Während FDP-Mann 
Büger die Einführung des Gremi­
ums als erfolgreiche Maßnahme 
dafür sieht, die Gesellschaft stärker 
an der Entwicklung einer Hoch­
schule zu beteiligen, kritisierte 
Grumbach den Einfluss des Hoch­
schulrates: „Dieser sollte keine Ent­
scheidungsbefugnisse erhalten.“ 
Janine Wissler kritisierte, dass das 
Gremium demokratisch nicht legi­
timiert sei. In der anschließenden 
Diskussion antworteten die Frakti­
onssprecher auf Fragen aus dem 
Publikum. Die im Rahmen der Ba­
chelorstudiengänge anvisierte Re­
gelstudienzeit von sechs Semestern 
sei oftmals nicht zu halten, da viele 
Studierende neben dem Studium 
arbeiten müssten, lautete eine 

Wortmeldung. Gegen eine zwei­
semestrige Erweiterung wehrte sich 
Rolf Müller entschieden: „Das sollte 
nicht zum Einfallstor für eine län­
gere Studiendauer werden.“ Janine 
Wissler verwies auf den geringen 
Anteil von Studierenden, die BAfög 
erhielten, ergänzte aber: „Es gibt an 
sich gute Gründe, länger zu studie­
ren.“ Gernot Grumbach sprach sich 
für flexiblere Studienmodelle aus, 
wie z. B. ein Studium in Teilzeit.  df

Mehr zum Programm der Parteien im 
UniReport 3/2013: 
 � www2.uni-frankfurt.de/46766639/

UR-3_Landtagsfraktionen_Fragen.
pdf 

(v. l. n. r.): Olaf Kaltenborn (Goethe-Uni); Matthias Büger (FDP); Rolf Müller (CDU); 
Gernot Grumbach (SPD); Christine Burtscheidt (Goethe-Uni); Janine Wissler (Die 
Linke); Daniel May (B90/Grüne).  Foto: Lecher

inakzeptabel. Wir unterstützen daher alle Projekte, die 
dazu beitragen, dass hier relativ zeitnah eine Verbesserung 
eintritt. Konkret in Planung befinden sich zurzeit etwa der 
Bau des neuen Wohnheims an der Hansaallee am Campus 
Westend, der innerhalb der nächsten drei Jahre 400 neue 
Plätze in Aussicht stellen wird; ein neues Wohnheim der 
städtischen ABG-Gesellschaft am Campus Niederrad sowie 
der Neubau eines Wohnheims am Campus Riedberg durch 
das Studentenwerk. 

Aber auch die Initiative www.wohnraum-gesucht.de, bei 
der das Studentenwerk zusammen mit der Universität, dem 
AStA und der Stadt Privatpersonen darum bittet, preiswer­
ten Wohnraum anzubieten, zählt zu den wichtigen Aktivi­
täten. Allein darüber ließen sich im vergangenen Semester 
etwa 350 zusätzliche Plätze finden. Nicht zuletzt sind wir im 
Gespräch mit privaten Investoren; so werden im nächsten 
Jahr Appartements in der Nähe des Campus Riedberg ent­
stehen.  

60 % der Studierenden geben an, einen Auslandsaufenthalt 
anzustreben, und  25% haben dies bereits vor dem oder während 
des Studiums gemacht. Wie kann man noch mehr Studierenden 
ermöglichen, ins Ausland zu gehen?
Mit dem International Office haben wir eine Anlaufstelle, 
die Studierende bei der Umsetzung von geplanten Auslands­
aufenthalten unterstützt. Ein erster Schritt wäre sicherzu­
stellen, dass dieses Beratungsangebot auch allen Studie­
renden bekannt ist. Darüber hinaus müssen während des 
Studiums die erforderlichen Freiräume geschaffen werden, 
um Auslandsaufenthalte zu ermöglichen. Auch eine trans­
parente Anrechnungspraxis von Studienleistungen, die im 
Ausland wie Inland akzeptiert wird, ist von zentraler  
Bedeutung, denn ansonsten bleiben Studierende zuhause. 
Inwiefern auch Auslandspraktika angeboten werden, müs­
sen die einzelnen Fachbereiche entscheiden. Das hängt stark 
vom jeweiligen Studiengang und den potentiellen Arbeits­
möglichkeiten nach dem Studium ab.

Überraschend ist doch, dass 85 % der Bachelor-Studierenden  
einen Master-Abschluss anstreben. Wie erklären Sie sich diese  
hohe Zahl?
Es gab schon immer Hinweise darauf, dass der Bachelor in 
vielen – aber gewiss nicht allen – Fächern als der berufs­
qualifizierende Abschluss  angesehen wird. Auch die Arbeit­
geber müssen sich immer noch auf die neuen Abschlüsse 
umstellen. Das führt zu erheblichen Unsicherheiten bei den 
Studierenden, die sich fragen, ob sie mit einem Bachelor 
einen adäquaten Job finden – mit einem Master fühlen sie 
sich auf der sicheren Seite. Bei der Befragung kam aber 
auch heraus, dass sich über 38 % der Studierenden mehr 
Unterstützung bei der Kontaktaufnahme zu potentiel­
len Arbeitgebern wünschen. Hier sollten wir gezielt mehr 
Praktiker/-innen, am besten Absolventen/-innen, nach 
Frankfurt einladen, um unseren Studierenden Berufsfelder 
außerhalb der Wissenschaft aufzeigen zu können. 

Viele Studierenden erwarten nicht, dass sie mit den im Bologna-
Modell vorgesehenen Studienzeiten auskommen. Hauptgründe 
dafür sehen sie in der Erwerbstätigkeit neben dem Studium und 
in der Überschneidung von Lehrveranstaltungen. Wie kann die 
Universität darauf reagieren?
Genau an diesem Punkt helfen uns die differenzierten 
Ergebnisse auf Fachbereichs- und Studiengangsebene. So 
zeigt sich zum Beispiel bei der Studienorganisation, dass 
Lehrveranstaltungen nicht überall überschneidungsfrei 
besucht werden können. Das Ganze hat auch eine politische 
Dimension: Laut dem Hochschulpakt erhalten die hessi­
schen Hochschulen nur Mittel für Studierende innerhalb 
der Regelstudienzeit; sobald diese überschritten ist, gibt es 
kein Geld mehr vom Land! Dieses Finanzierungsmodell 
muss grundsätzlich hinterfragt und – so glaube ich –  
verändert werden. Nach unserer Erhebung planen nur etwa 
30 bis 50 % der Bachelor- und Masterstudierenden einen 
Abschluss innerhalb der Regelstudienzeit; stünde ihnen 
jeweils ein Semester mehr zur Verfügung, wäre der Erfolg 

weitaus größer, da sich in dieser Zeit bereits bis zu 70 % 
einen Abschluss zutrauen. Hier müsste also die Alimentie­
rung den realen Gegebenheiten wieder angepasst werden, 
so wie es auch früher der Fall war, als das Land Mittel für 
Studierende in der Regelstudienzeit plus 2 Semester gab. 

Trotz einiger Kritikpunkte würden 80 % der Studierenden die Goethe-
Uni weiterempfehlen – das ist ein doch sehr erfreulicher Aspekt!
Ja – und darauf sind wir auch sehr stolz! Das zeigt uns,  
dass bei allen Problemen und berechtigter Kritik das 
Studium an der Goethe-Universität sehr wohl geschätzt 
wird. Wir haben uns in den vergangenen Jahren intensiv 
um die Verbesserung von Studium und Lehre gekümmert 
– ablesbar auch an den „Bologna-Werkstätten“ und dem 
Bund-Länder-geförderten Projekt „Starker Start ins 
Studium“. Es sieht so aus, als ob wir hier auf dem 
richtigen Weg wären. Und hier wie an anderer Stelle hilft 
die Studierendenbefragung sehr:  Wir wissen nun, welche 
Studierende wir haben, welche Sorgen, Nöte, Wünsche 
sie haben, wir wissen aber auch, wo unsere Stärken und  
Schwächen liegen. Auf dieser Grundlage können wir die 
nötigen Veränderungen planen und durchführen. Daher 
noch einmal einen herzlichen Dank an alle Beteiligten!  
Die Fragen stellte Dirk Frank.

Mehr zur Studierendenbefragung unter 
 � www2.uni-frankfurt.de/43608865/startpunkt-studierenden

befragung
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